Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 45 Ausgegeben Danzig, den 19. September 1922 


Inhalt. Geſetz über Abänderung des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 1922 (Gef. Bl. S. 91) (S. 403), 
Vorläufiges Haushaltsgeſetz für das Rechnungsjahr 1922 (S. 403). Geſetz über die religidfe Kindererziehung (S. 405). 
Geſetz über Verſicherung der Hausgewerbtreibenden (S. 406). Ausführungsbeſtimmungen über das Verfahren zum Geſeß 
vom 7. 7. 1922 über Erhöhung der Zulagen in der Unfallverſicherung (S. 410). Geſetz über die Pauſchbetrage für die Spruch⸗ 
ſachen bei dem Oberverficherungsamt. S. 410). 


108 Volkstag und Senat haben, unter Bezugnahme auf die Verordnung des Senats betr. die Höhe 
der Erwerbsloſenunterſtützungsſätze vom 11. Auguſt 1922, Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig vom 
18. Auguſt 1922, Nr. 41, Seite 391, folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über Abänderung des Geſetzes betr. Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 1922 (Geſ. Bl. S. 91). 
Einziger Artikel. 
Die erhöhten Betraͤge ſind vom 1. Juli 1922 zu zahlen. 
Danzig, den 1. September 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


109 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Vorläufiges Haushaltsgeſetz für das Rechnungsjahr 1922. Vom 30. 8. 22. 
Der Senat wird ermächtigt: 5 
J. Bis zum Erlaß eines endgültigen Haushaltsgeſetzes für das Rechnungsjahr 1922 die Verwaltung der 
Freien Stadt Danzig hinſichtlich der Einnahmen und Ausgaben auf Grund des Haushaltsplans für 
1921 zu führen. 
II. Folgende fortlaufende Ausgaben zu leiſten: 

a) allgemein für ſämtliche Einzelhaushaltspläne behufs Gewährung eines weiteren Ausgleichszuſchlages 
an die Beamten, Lehrer, Angeſtellten, Ruhegehaltsempfänger und Hinterbliebene von Beamten uſw. 
auf Grund des Ergänzungsgeſetzes vom 8. März d. Is. zum Beamtendienſteinkommengeſetz 
age p ]§—mͤũd age A EA ee 15 200 000 M 

b) im Haushaltsplan der Polizeiſchule (neu aufzuſtellen) Pauſchale für die Polizeiſchnle 2 000 000 M 

c) im Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen Verwaltung zur Förderung der Landes⸗ 


meliorationen 
1. für Eindeichung des Dubbashake dd. ... . 150 000 M 
2. für Eindeichung des Schlangenhakeæe nnn 600 000 M 


d) im Haushaltsplan der Poſtverwaltung 
Pachtzins für die Benutzung der öſtlichen Halfte eines zwiſchen Leba und Danzig 
zu legenden Fernſprech- und Telegraphenkabels für Oktober 1922 bis März 1923 1 450 000 M 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 27. 9. 1922). 
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e) im Haushaltsplan für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung (bei AI 7) 
J. für Umwandlung der 7 hauptamtlichen Dozenturen der Techniſchen Hochſchule in 


MIU FCVORDCH TLC Ce > eufejjtiicig è ů— ee Er ts 70 000 M 
2. für Beſoldung eines ordentlichen Profeſſors für Philoſophie und Pädogogik und 
für Beſchaffung von Unterrichtsmitteln für dieſe Profeſſur zum 100 000 N 


III. Folgende einmalige Ausgaben zu leiſten: 


a) im Haushaltsplan der Allgemeinen Verwaltung 


1. für Fernſprechanlagen im Senatsgebäud eu... 100 000 M 
ohn. Dfftliche⸗ Anderen n enatsge bände 11 000 M 


b) im Haushaltsplan der Polizeiverwaltung 
zur Einrichtung einer neuen Montierungskammer im Dachgeſchoß des rechten 


Flügels des Polizeipräſidiun s ee. 60 000 M 
c) im Haushaltsplan für öffeutliche Arbeiten 
für ſofortige Beſchaffung eines Dienſtkraftwageeozeo Dm 210 000 M 
d) im Haushaltsplan der Domänenverwaltung 
1. für den Branderſatzbau des Mühlenwerkes in Marienſee Ref) ) 60 000 M 
2. für Schaffung von Vermeſſungspunkten in den Alluvionen des Friſchen Haffs 
zur Abgrenzung des domänenfiskaliſchen Haffgrundes von privatem Uferbeſitz .. 20 000 M 


e) im Haushaltsplan der Landwirtſchaftlichen Verwaltung 

zur Abfindung von Reſtarbeiten des Nogatabſchluſſes an den Einlager Deichverband 20 000 M 
1) im Haushaltsplan der Fiſchereiverwaltung 

ve drang ion CEN inn 8 5 000 M 
g) im Haushaltsplan für Betriebe, Verkehr und Arbeit 

für Verbeſſerung der Waſſerkraftnutzung der Radaune zwiſchen dem Oberwaſſer 

der Hammermühle in Straſchin und dem Oberwaſſer des Kraftwerks in Prauſt 1 000 000 M 
h) im Haushaltsplan der Poſtverwaltung 

zur Beſchaffung einer Schnelldruckpreſſe nebſt Ausruſtungsſtücken zwecks Herz 


VU Nahe Vör drücken „ “ nal ob ol) 5 oo 450 000 M 
i) im Haushaltsplan des Volkstages 
1. zur Erneuerung des Daches des Landeshaufes, zweite Ratee 60 000 M 
2. zur Beſchaffung einer Schnelläufermaſchine Noris I mit Maſchinenzubehör .. 170 000 M 
k) im Haushaltsplan für das Wohlfahrtsweſen 5 - 
Feen Mele CNET! Geet eS eres ee 2 500 000 M 


1) im Haushaltsplan der Geſundheitsverwaltung 
Zuſchuß zu den Koften für den Ausbau der Lungenheilſtätte in Jenkau (2. Rate) 2 000 000 M 
Für bauliche Anderungen und Neubauten zur Umſtellung der Verwaltung des 
ee r come LT 
Davon entfallen auf: 
m) den Haushaltsplan der Polizeiverwaltung 
zur Einrichtung des Forts Neufähr zu einem Internierungs lagern.. 250 000 M 
n) den Haushaltsplan der Schutzpolizei 
1. für Inſtandſetzung der Unterkunft in den Kaſernen Langfuhr, Umbauten für 
F ST a, Oe ede, ee Se es es 700 000 M 
ee beſchaffungeder Shy ee sine a ee ee 500 000 M 
o) den Haushaltsplan der Polizeiſchule (neu aufzuſtellen) 
für den Ausbau der Polizeiſchule in den Räumen der neuen ehemaligen Traine 
ri r nee Bn esis” Se 


20 648 000 M 


1 000 000 M 
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p) den Haushaltsplan der Landjägereiverwaltung 

fi Wohung: Eee . a ie a, em 500 000 Me 
4) den Haushaltsplan des Wohlfahrtsweſens 

für den Ankauf von Silberhammer zur Einrichtung einer Anſtalt für Epileptiker, 


Idioten und züm Jugendgefeegntss cele 2 000 000 M 
r) den Haushaltsplan der Zollverwaltung 
für Bomımgsberdafung, . „en... e ⁊ ee. oe 1 000 000 We 
s) den Haushaltsplan der Juſtizverwaltung 
ditt JBOUIATQSDE lal tides o> en | ae 1 000 000 M 
2. für den Erweiterungsbau des Gerichtsgefängniſſes in Danzig. 3 417 000 M 
3. für die Einrichtung eines Jugendgefängniſſe sse. 250 000 M 
4. für das Amtsgerichksgebände Gr. Werder = dees . EG. a 370 000 M 
5. zur Anſchaffung von Ausſtattungsgegenſtänden für das Obergericht. . ... 161 000 M 
t) für die Allgemeine Verwaltung 
(einschl. Schul-, Steuer⸗, Bauverwaltung uſw.ͥ :P m men 7 500 000 M 


u) im Haushaltsplan der Schulverwaltung 
Beihilfen zu Schulhausneubauten oder Anbauten zur Entlaſtung überfüllter 
Laier / . a ce aa, 2 000 000 M 


Danzig, den 30. Auguſt 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Frank. 


110 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündel wird: 
Geſe tz 
über die religiöſe Kindererziehung. Vom 1. September 1922. 


* 
Über die religiöſe Erziehung eines Kindes beſtimmt die freie Einigung der Eltern, ſoweit ihnen das 
Recht und die Pflicht zuſteht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen. Die Einigung iſt jederzeit widerruflich 
und wird durch den Tod eines Ehegatten gelöft. 


Beſteht eine ſolche Einigung nicht oder nicht mehr, ſo gelten auch für die religiöſe Erziehung die 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über das Recht und die Pflicht, fur die Perſon des Kindes zu forgen. 
Es kann jedoch während beſtehender Ehe von keinem Elternteil ohne die Zuſtimmung des anderen 
beſtimmt werden, daß das Kind in einem anderen als dem zur Zeit der Eheſchließung gemeinſamen Bekennt— 
niſſe oder in einem anderen Bekenntniſſe als bisher erzogen, oder daß ein Kind vom Religionsunterricht 
abgemeldet werden ſoll. 
Wird die Zuſtimmung nicht erteilt, fo kann die Vermittlung oder Entſcheidung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts beantragt werden. Für die Entſcheidung find, auch ſoweit ein Mißbrauch im Sinne des § 1666 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht vorliegt, die Zwecke der Erziehung maßgebend. Vor der Entſcheidung 
ſind die Ehegatten zu hören. Verwandte und Verſchwägerte des Kindes können gehört werden, wenn es 
ohne erhebliche Verzögerung oder unverhältnismäßige Koſten geſchehen kann. Der § 1847 Abſ. 2 des 
Bügerlichen Geſetzbuchs findet entſprechende Anwendung. 
8 3. 
Steht dem Vater oder der Mutter das Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen, 
neben einem dem Kinde beſtellten Vormund oder Pfleger zu, ſo geht bei einer Meinungsverſchiedenheit über 
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die Beſtimmung des religiöſen Bekenntniſſes, in dem das Kind erzogen werden foll, die Meinung des Vaters 
oder der Mutter vor, es ſei denn, daß dem Vater oder der Mutter das Recht der religiöſen Erziehung auf 
Grund des § 1666 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entzogen iſt. 

Steht die Sorge für die Perſon eines Kindes einem Vormund oder Pfleger allein zu, ſo hat dieſer 
auch über die religiöſe Erziehung des Kindes zu beſtimmen. Er bedarf dazu der Genehmigung des Vor— 
mundſchaftsgerichts. Vor der Genehmigung find die Eltern zu hören. Verwandte und Verſchwägerte konnen 
gehört werden, wenn es ohne erhebliche Verzögerung oder unverhältnismäßige Koſten geſchehen kann. Der 
8 1847 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet entſprechende Anwendung. Weder der Vormund noch 
der Pfleger können eine ſchon erfolgte Beſtimmung über die religiöſe Erziehung ändern. 

§ 4. 
Verträge über die religiöſe Erziehung eines Kindes ſind ohne bürgerliche Wirkung. 
§ 5. 

Nach der Vollendung des vierzehnten Lebensjahres ſteht dem Kinde die Entſcheidung darüber zu, 
zu welchem religiöſen Bekenntniſſe es ſich halten will. Hat das Kind das zwölfte Lebensjahr vollendet, fv 
kann es nicht gegen ſeinen Willen in einem anderen Bekenntniſſe als bisher erzogen werden. 


8 6. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die Erziehung der Kinder in einer nichtbekennismäßigen 
Weltanſchauung entſprechende Anwendung. 
7. 


Für Streitigkeiten aus dieſem Geſetz iſt das Vormundſchaftsgericht zuſtandig. Ein Einſchreiten von 
Amtswegen findet dabei nicht ſtatt, es ſei denn, daß die Vorausſetzungen des § 1666 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs vorliegen. 

§ 8. 


Alle dieſem Geſetz entgegenftehenden Beſtimmungen insbeſondere der Artikel 134 des Einführungs- 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch werden aufgehoben. 
SCH 
Wenn beide Eltern vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes verſtorben find und über die religiöſe 
Erziehung in einem beſtimmten Bekenntnis nachweisbar einig waren, ſo kann der Vormund beſtimmen, daß 


ſein Mündel in dieſem Bekenntnis erzogen wird. Er bedarf zu dieſer Beſtimmung der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichtes. 


Danzig, den 1. September 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Dr. Frank. 


111 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über Verſicherung der Hausgewerbtreibenden. Vom 8. September 1922. 


A. Gemeinſame Vorſchriften. 
Artikel I. 
Im § 153 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung werden die Worte „während fie außerhalb für 
den Arbeitgeber einzelne Arbeiten von geringer Dauer ausführen“ erſetzt durch die Worte „wahrend ſie bei 
Arbeiten, die ihr Arbeitgeber außerhalb der Betriebsſtätte ausführen läßt, für kürzere Zeit beſchäftigt werden“, 
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Artikel II. 
Dem § 154 der Reichsverſicherungsordnung wird folgender Abſatz 2 zugefügt: 
„Für Hausgewerbtreibende gilt als Beſchäftigungsort ohne Rückſicht auf den Betriebsſitz 
ihrer Arbeitgeber oder Auftraggeber der Ort, an dem ſie ihre eigene Betriebsſtätte haben“. 
Artikel III. 
Der $ 162 der Reichsverſicherungsordunng erhält folgenden neuen Abſatz 2: 
„Als Hausgewerbtreibende gelten ferner diejenigen, welche in gleicher Weiſe wie die im Abſ.! 
Bezeichneten, aber mit der Maßgabe tätig find, daß fie im Auftrag und für Rechnung öffent⸗ 
licher Verbände, öffentlicher Körperschaften oder gemeinnütziger Unternehmungen arbeiten“. 
Im § 162 der Reichsverſicherungsordnung wird der bisherige Abſatz 2 zum Abſatz 3. In feinem 
Eingang werden die Worte „Sie gelten dafür“ erſetzt durch die Worte „Die im Abſatz 1, 2 Bezeichneten 
gelten für Hausgewerbtreibende“. 
Dem § 162 werden als Abſatz 4, 5 folgende Vorſchriften angefügt: 
„Als Arbeitgeber des Hausgewerbtreibenden gilt, wer die Arbeit unmittelbar an ihn vergibt. 
Als Auftraggeber des Hausgewerbtreibenden gilt derjenige, in deſſen Auftrag und für 
deſſen Rechnung er hausgewerblich arbeitet“. 


Artikel IV. 
Der 5 2 der Bekanntmachung über Krankenverſicherung und Wochenhilfe während des Krieges vom 
28. Januar 1915 (Reichsgeſetzbl. S. 49) fällt weg. 


B. Krankenverſicherung. 


Artikel V. 

Der § 235 Abſatz 1 der Reichsverſicherungsorduungderhält folgende Faſſung: 

„Mitglieder der Landkrankenkaſſen ſind die in der Landwirtſchaft und im Wandergewerbe 
Beſchäftigten ſowie die Dienſtboten“. 

Der § 250 Abſatz 2 Satz 13 der Reichsverſicherungsorduung erhält folgenden Wortlaut: 

„Dieſer Kaffe} gehören, vorbehaltlich der SS 309, 470, die in den Betrieben beſchäftigten 
Verſicherungspflichtigen an, ſoweit fic nicht nach den $$ 235, 236 landkaſſenpflichtig find". 

An die Stelle der $$ 466 bis 493 der Reichsverſicherungsordnung treten die nachſtehenden 
Vorſchriften: 

§ 466. 

Die Verſicherung der Hausgewerbtreibenden wird durch: Statut der Gemeinden oder kommunaler 
Verbände geregelt. Vorher iſt den beteiligten Ortskrankenkaſſen Gelegenheit zur Außerung zu geben. Das 
Statut und ſeine Anderung bedürfen unter Ausſchluß der Zuſtändigkeit anderer Behörden der Zuſtimmung 
des Oberverſicherungsamts. Die Zuſtiumung darf nur durch die Beſchlußkammer verſagt werden. Die 
Gründe der Verſagung find mitzuteilen; gegen die Verſagung [findet die Beſchwerde an die oberſte Ver⸗ 
waltungsbehörde ſtatt. 

Was als kommunaler Verband gilt, beſtimmt die oberſte Verwaltungsbehörde. 

$ 467. 

Auf übereinſtimmenden Antrag der für den Erlaß J des Statuts zuſtändigenz Stelle und der All— 
gemeinen Ortskrankenkaſſe ihres Bezirks kann das Oberverſicherungsamt genehmigen, daß die Verſicherung 
der Hausgewerbtreibenden für dieſen Bezirk durch die Satzung derz Allgemeinen Ortskrankenkaſſe geregelt 
wird. Gegen die Verſagung der Genehmigung findet die Beſchwerde an die oberſte Verwaltungsbehörde 
ſtatt. Für die Beſtimmungen der Satzung über die Verſicherung der Hausgewerbtreibenden gilt § 466 
Abſatz 1 Satz 3 bis 5 entſprechend. | 
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§ 468. 

Iſt für einen Bezirk innerhalb ſechs Monaten nach Inkrafttreten dieſer Vorſchriften die Regelung 
nach den §§ 466, 467 nicht erfolgt, fo erläßt die oberſte Verwaltungsbehörde oder die von ihr beauftragte 
Behörde die erforderliche Beſtimmung, es ſei denn, daß in dem Bezirk eine hausgewerbliche Beſchäftigung 
nicht ſtattfindet. 

Anderungen der Beſtimmungen erfolgen durch die gleichen Stellen. 

x 469. 

Was nach den nachſtehenden Vorſchriften für die Regelung der hausgewerblichen Kraukenverſicherung 
durch Statut (§ 466) gilt, gilt auch für die Regelung nach den §8 467, 468. 

Die nach den §§ 466 bis 468 für die Hausgewerbtreibenden eines Bezirks getroffene Beſtimmung 
gilt auch für die außerhalb des Bezirkes wohnenden Arbeitgeber und Auftraggeber dieſer Hausgewerb— 
treibenden. 

§ 470. 

Die Hausgewerbtreibenden ſind, vorbehaltlich des § 309, bei der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe 
ihrer Betriebsſtätte verſichert. 

Der Kaſſe des Hausgewerbtreibenden gehören auch die von ihm in ſeinem hausgewerblichen Be— 
triebe Beschäftigten an. Für ihre Verſicherung gelten die allgemeinen Vorſchriften dieſes Buches. 

open 

Die Meldepflicht für ferne Beſchäftigten liegt dem Hausgewerbtreibenden, diejenige für den letzteren 
feinem Arbeitgeber (§ 162 Abſatz 4) ob. 

§ 472. 

Die Mittel für die Krankenverſicherung ſind durch Beiträge der Hausgewerbtreibenden und ihrer 
Arbeitgeber aufzubringen. 

§ 381 Abſatz 1 und die allgemeinen Vorſchriften über die Zahlung der Beiträge gelten entſprechend. 

Das Statut kann den Auftraggeber für die Beiträge haftbar machen. 

Für die Zeit, in der die Hausgewerbtreibenden für eigene Rechnung arbeiten, haben ſie die Bei— 
träge für ihre Perſon ſelbſt zu zahlen. 

$ 473. 

Das Statut kann den Auftraggebern Zuſchüſſe bis zu 1 vom Hundert des Entgelts für die vom 
Hausgewerbtreibenden gelieferten Arbeitserzengniſſe auferlegen. Es kann ſtatt des Arbeitgeberbeitrags den 
Arbeitgebern oder Auftraggebern ſolche Zuſchüſſe bis zu 2 vom Hundert des Entgelts auferlegen. 

Dabei iſt zu beſtimmen, ob vom Entgelt der Wert der vom Hansgewerbtreibenden beſchafften Roh— 
und Hilfſtoffe abzuziehen iſt. 

Die Vorſchriften über Beitragsſtreitigkeiten (§ 405) gelten entſprechend bei Streit über Zuſchüſſe. 

Wo Zuſchüſſe erhoben werden, fest das Verſicherungsamt im Falle eines Bedürfniſſes den Durch» 
ſchnittswert der Roh- und Hilfſtoffe feſt. Auf Beſchwerde entſcheidet das Oberverſicherungsamt endgültig. 

8 474. 

Die Auftraggeber ſtehen für die S$ 137 bis 140 den Arbeitgebern gleich. 

8 475: 

Für die Leiſtungen der Krankenkaſſen an die Hausgewerbtreibenden gelten die allgemeinen Vor— 
ſchriften dieſes Buches. 

Für Bezirke, in denen der Grundlohn für die Hausgewerbtreibenden durchſchnittlich niedriger iſt als 
der Ortslohn, kann das Statut den letzteren als Grundlohn feſtſetzen. 

Das Statut kann für Hausgewerbtreibende, deren Entgelt geringer iſt, als der halbe Grundlohn 
der niedrigſten Lohnſtufe bei ihrer Kaſſe, die Beiträge entſprechend ermäßigen. 
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Artifel VI. 

Im § 530 Abſatz I der Reichsverſicherungsordnung fallen die Worte „oder die Liflen über 
beſchäftigte Hausgewerbtreibende nicht einreicht (§ 473)“ weg. 

Sin Abſatz 2 daſelbſt fallen die Worte „oder die Einreichung der Liſten der Hausgewerbtreibenden“ 
und die Anziehung des § 468 Abſatz 2 ſowie der 88 473, 474 weg. 

§ 531 Abſatz 2 Satz 3 fällt weg. 

Im 5 532 Abſatz l und im § 533 Abſatz ! fallen die Worte „und Auftraggeber (§ 486)“ weg. 

Im 8 532 erhält Abſatz 2 folgenden Zuſatz: 

„ſowie Hausgewerbtreibende und ihre Arbeitgeber oder Auftraggeber, die den auf Grund 
Der S$ 466 bis 468 erlaſſenen Strafbeſtimmungen zuwiderhandeln.“ 
Artikel VII. 

Statutariſche Beſtimmungen über die Verſicherung der Hausgewerbtreibenden, die beim Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes bereits beſtehen, bleiben aufrecht erhalten, wenn ſie den vorſtehenden Vorſchriften genügen oder 
ihnen eutſprechend geändert und innerhalb ſechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes vom Ober— 
verſicherungsamte genehmigt werden. Die Genehmigung darf nur durch die Beſchlußkaumer und nur dann 
verſagt werden, wenn die Beſtimmungen den geſetzlichen Vorſchriften nicht genügt. Die Gründe der Bere 
ſagung find mitzuteilen. 

Gegen die Verſagung findet die Beſchwerde an die oberſte Verwaltungsbehörde ſtatt. 

Für eine ſpätere Anderung des Statuts gilt § 466 Satz 3 bis 5 der Reichsverſicherungsordnung 
in der Faſſung dieſes Geſetzes entſprechend. 

C. Invaliden und Hinterbliebenenverſicherung. 
Artikel VIII. 
Der § 1226 der Reichsverſicherungsordnung wird wie folgt geändert: 
Im Abſatz 1 wird hinter der Nr. 1 eingefügt: 
La Hausgewerbtreibende. 

Im Abſatz 2 werden die Worte: „für alle dieſe Perſonen“ erſetzt durch die Worte: „für die im 
Abſatz 1 unter Nr. 1, 2 bis 6 bezeichneten Perſonen.“ 

Der § 1229 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 

„Der Senat kann allgemein oder in einzelnen Bezirken die Verſicherungspflicht für beſtimmte 
Berufszweige erſtrecken auf Gewerbetreibende und andere Betriebsunternehmer, die in ihren 
Betrieben regelmäßig keine oder hochſtens einen Verſicherungspflichtigen beſchäftigen.“ 

Der § 1230 der Reichsverſicherungsordnung wird geſtrichen. 

Im 8 1243 Abſatz 1 Nr. 2 der Reichsverſicherungsordnung werden die Worte „ſowie Haus: 
gewerbtreibende“ geſtrichen. 

Artikel IX. 

Der § 1436 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 

„Der Senat regelt die Erhebung der Beiträge für die nach den 88 1228, 1229 Ver⸗ 
ſicherungspflichtigen. - 

Die Verſicherungsanſtalt regelt mit Zuſtimmung des Reichsverſicherungsamts die Erhebung 
der Beiträge für die Hausgewerbtreibenden. Sie kann auch beſtimmen, wieweit die Auftrag⸗ 
geber die Pflichten der Arbeitgeber zu erfüllen haben. 

Die Regelung einer Verſicherungsanſtalt für die Hausgewerbtreibenden eines Bezirks gilt 
auch für die außerhalb dieſes Bezirks wohnenden Arbeitgeber und Auftraggeber dieſer Haus⸗ 
gewerbtreibenden. 

Für die von den Hansgewerbtreibenden Beſchäftigten gelten die allgemeinen geſetzlichen 
Vorſchriften.“ 
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Artikel X. 

Su § 210 Abſatz 3 und 4 des Verſicherungsgeſetzes für Angeftellte wird an Stelle von „§ 1226 

Abſatz 1 Nr. 1 oder 6“ „§ 1226 Why. 1 Nr. 1, La oder 6“ geſetzt. 
D. Schlußvorſchriften. 
Artikel XI. 

Die Vorſchriften des Abſchnitts A treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft; ebenſo die 
Vorſchriften der Abſchnitte B und C, ſoweit es fic) um die zu ihrer Durchführung notwendigen Maß- 
nahmen handelt. Im übrigen beſtimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Vorſchriften des Abſchnitts B 
und O der Senat. 


Danzig, den 8. September 1922. 
Der Seuat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Schwartz. 
112 Ausführungsbeſtimmungen 


über das Verfahren zum Geſetz vom 7. 7. 1922 über Erhöhung der Zulagen in der 
Unfallverſicherung. 


Sal. 

In dem den Rentenbezug von mehreren Verſicherungsträgern regelnden § 3 der Ausführungs- 
beſtimmungen, die der Senat am 24. 3. 1922 über das Verfahren zum Geſetz vom 10. 3. 1922 über 
Neuregelung der Zulagen in der Unfallverſicherung (Geſetzbl. 1922 S. 84) erlaſſen hat, wird die Zahl „50“ 
durch die Zahl „33½¼“ erſetzt. 89 2 


Soweit die Zulagen zu erhöhen find, welche die Verſicherungsträger bereits nach dem Geſetz über 
Neuregelung der Zulagen in der Unfallverſicherung vom 10. 3. 1922 (Geſetzbl. 1922 S. 75) zu gewähren 
haben, können die Verſicherungsträger die Rentenempfänger von der Berechnung der erhöhten Zulagen durch 
formloſes Schreiben benachrichtigen. 

Die Erteilung eines einſpruchsfähigen Beſcheides iſt nachzuholen, wenn der Berechtigte Widerſpruch 
erhebt oder dies beantragt. 8 

J 9. 

Die Vorſitzenden der Berufsgenoſſenſchaſtsvorſtände find befugt, die erhöhten Zulagen feſtzuſetzen 

und anzuweiſen, auch wenn nach der Satzung die Entſchädigungsfeſtſtellung Sektionen zuſteht. 


Danzig, den 5. September 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


113 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über die Pauſchbeträge für die Spruchſachen bei dem Oberverſicherungsamt. 
Vom 13. September 1922. 
Artikel 1. 
Der 58 80 der Reichsverſicherungsordnung vom 19. Juli 1922 (Reichs Geſ. Bl. S. 509) erhält 
folgende Faſſung: 


All 


„Sämtliche Koſten des Oberverſicherungsamts trägt der Staat. Die Verficherungsträger haben; 
jede Spruchſache, an der fie beteiligt find, einen Pauſchbetrag zu entrichten, den der Senat für jedes Gebiß ‘ 
der Arbeiterverſicherung einheitlich feſtſetzt. Die Pauſchbeträge ſollen die tatfächlichen Koſten des Oberverficherunge 
amts ohne die Bezüge der Mitglieder und ihrer Stellvertreter ſowie ohne die Gebühren (§ 1803) zur Hälfte decken. > 

In die Kaffe des Staates fließen die Gebühren nach § 1803, die Geldſtrafen nach den 88 76, 1679, 


die Beiträge nach § 82 ſowie die nach § 1802 beſonders auferlegten Verfahrungskoſten. Sind in einem i 


Falle ſolche Koſten zu erſtatten, ſo vermindert ſich der Pauſchbetrag entſprechend. a 
Artikel 2, fe 
Im 881 Abſ. 1 und 2 und § 146 der Reichsverſicherungsordnung ift ftatt „§ 80 Abſ. 4“ zu ſetzen 


ag 80 Abf. 2“. 
Artikel 3. 

Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1921 in Kraft. Die Verordnung über Fort 
erhebung der Pauſchbeträge, die von den Verſicherungsträgern zu den Koſten der Oberverſicherungsamter 
zu erheben ſind, vom 12. November 1918 (Reichsgeſ. Bl. S. 1309) wird ſoweit die Pauſchbeträge für das 
Kalenderjahr 1921 feſtſetzt, aufgehoben. 


Danzig, den 13. September 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Dauzig. . 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. h 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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